
 
 

Köpenicker Appell 
Jetzt die Weichen für den „Traumjob Wissenschaft“ stellen! 
Vorschläge für ein 100-Tage-Programm der neuen Bundesregierung 

Aufruf von Teilnehmerinnen und Teilnehmern der 7. GEW-Wissenschaftskonferenz 
vom 9. bis 12. Oktober 2013 am Müggelsee in Berlin-Köpenick 

Wer gute, ja exzellente Forschung und Lehre fordert, muss gute Beschäftigungsbedingungen und Be-
rufsperspektiven für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bieten. Das ist das zentrale Anliegen der 
Kampagne für den „Traumjob Wissenschaft“, welche die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
2010 mit dem Templiner Manifest gestartet und 2012 mit dem Herrschinger Kodex „Gute Arbeit in der 
Wissenschaft“ fortgesetzt hat. 
 
Jetzt heißt es: Nicht nachgeben, sondern nachlegen! Bund und Länder, Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen sowie die Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes müssen endlich wirksame Maßnahmen 
für berechenbare Karrierewege und stabile Beschäftigungsbedingungen in der Wissenschaft ergreifen. 
 
Auch wenn wesentliche Kompetenzen in der Bildungs- und Wissenschaftspolitik bei den Ländern liegen, 
auch wenn die Autonomie der Hochschulen und Forschungseinrichtungen immer weiter gestärkt wur-
de: Der Bund kann wichtige Rahmenbedingungen zu Gunsten des Prinzips „Gute Arbeit in der Wissen-
schaft“ setzen. Von der neuen Bundesregierung erwarten wir, dass sie dafür alle verfügbaren rechtli-
chen Kompetenzen und politischen Handlungsmöglichkeiten ausschöpft. 
 
Wir schlagen drei Maßnahmen für ein 100-Tage-Programm der neuen Bundesregierung vor. 
 
 
1. Novellierung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 
 
Neun von zehn wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind befristet beschäftigt, über 
die Hälfte der Zeitverträge hat eine Laufzeit von unter einem Jahr. So kann es nicht weitergehen: Das 
Hire-and-Fire-Prinzip ignoriert nicht nur das Interesse der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an 
berechenbaren beruflichen Perspektiven, sondern unterminiert auch die Kontinuität und damit die 
Qualität der wissenschaftlichen Arbeit in Forschung und Lehre. Wir fordern die neue Bundesregierung 
daher auf, in den ersten 100 Tagen ihrer Amtszeit einen Gesetzentwurf zur Änderung des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes vorzulegen, um dem ausufernden Befristungsunwesen in Hochschule und 
Forschung endlich Einhalt zu gebieten. 
 
Eine Änderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes sollte mindestens umfassen, dass 
• Mindestlaufzeiten für nach dem Gesetz begründete Zeitverträge festgeschrieben werden, wonach 

die Laufzeit von befristeten Beschäftigungsverhältnissen mindestens der voraussichtlichen Dauer 
der Qualifikation bzw. der Laufzeit des Drittmittelprojekts entsprechen muss, 

• die familienpolitische Komponente des Gesetzes, die die Verlängerung von Zeitverträgen mit 
Beschäftigten, die Kinder betreuen, ermöglicht, verbindlich ausgestaltet wird, 

• Beschäftigte auf drittmittelfinanzierten Stellen den gleichen Anspruch auf die Verlängerung ihres 
Zeitvertrages im Rahmen der familienpolitischen Komponente sowie in Folge einer Beurlaubung 



oder Arbeitszeitermäßigung u. a. für Kinderbetreuung oder die Pflege von Angehörigen erhalten 
wie Beschäftigte auf Haushaltsstellen, 

• die Tarifsperre ersatzlos gestrichen wird und Gewerkschaften und Arbeitgeber das unein-
geschränkte Recht bekommen, sachgerechte Regelungen für die Befristung von Arbeitsverträgen in 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen auszuhandeln. 

 
 
2. Aktive Vergabepolitik in der Forschungsförderung 
 
Über Bund-Länder-Programme wie die Exzellenzinitiative, den Qualitätspakt Lehre oder den Pakt für 
Forschung und Innovation ist der Bund maßgeblich an der Finanzierung von Forschung und Lehre an 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen beteiligt. Meint es der Bund ernst mit der Zielsetzung, die 
Attraktivität des Arbeitsplatzes Hochschule und Forschung und die Perspektiven von Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern zu verbessern, muss er als Geldgeber Mitverantwortung für die Qualität von 
Karrierewegen und Beschäftigungsbedingungen an den von ihm finanzierten Einrichtungen überneh-
men. 
 
Wir schlagen daher vor, dass der Bund zukünftig die Finanzierung von Hochschulen und Forschungsein-
richtungen an die Auflage bindet, dass sich diese in einem Kodex „Gute Arbeit in der Wissenschaft“ zu 
berechenbaren Karrierewegen und stabilen Beschäftigungsbedingungen verpflichten. Vom Bund geför-
derte Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollten sich über einen Kodex „gute Arbeit in der Wis-
senschaft“ insbesondere dazu verpflichten, 
• einem Arbeitgeberverband beizutreten und die entsprechenden Tarifverträge einzuhalten, 
• verantwortungsbewusst mit der Befristung von Arbeitsverträgen umzugehen, 
• Stipendien nicht zur Verdrängung von sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen 

zu missbrauchen, 
• Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse nur auf ausdrücklichen Wunsch der Beschäftigten zu begründen 

und 
• ein zukunftsfähiges Personalentwicklungs- und Gleichstellungskonzept vorzulegen und umzusetzen.  
 
Wir fordern die neue Bundesregierung auf, noch in den ersten 100 Tagen ihrer Amtszeit Verhandlungen 
über den Abschluss entsprechender Zielvereinbarungen aufzunehmen. 
 
 
3. Förderprogramm für verlässliche Karrierewege in der Wissenschaft 
 
Die Personalstruktur an deutschen Hochschulen und Forschungseinrichtungen weist im internationalen 
Vergleich wesentliche Strukturdefizite auf: Die Karrierewege sind lang und steinig, neben der Professur 
gibt es kaum Perspektiven, auf Dauer Wissenschaft als Beruf auszuüben. Insbesondere in der Phase 
„zwischen Doktorhut und Katheder“ – so das Motto der 7. GEW-Wissenschaftskonferenz – brauchen 
wir mehr berechenbare Berufsperspektiven für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, insbesonde-
re durch einen Tenure Track. Ein Tenure Track eröffnet promovierten Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern (Postdocs) die Perspektive einer dauerhaften Beschäftigung, wenn sie mit ihrer Einrich-
tung vereinbarte Entwicklungsziele in Forschung, Lehre und Wissenschaftsmanagement erreichen.  
 
Wir schlagen daher dem Bund vor, Hochschulen und Forschungseinrichtungen durch ein spezielles För-
derprogramm für verlässliche Karrierewege von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern Anreize für 
die nachhaltige Schaffung von Tenure-Track-Modellen zu geben – durch die Förderung zusätzlicher Ju-
niorprofessuren oder anderer Postdocstellen, wenn diese mit einem Tenure Track ausgestattet sind und 
von der jeweiligen Einrichtung auf Dauer weiter finanziert werden. Dabei müssen mindestens 50 Pro-
zent der geförderten Stellen von Frauen besetzt werden. Wir fordern die Bundesregierung auf, in ihren 
ersten 100 Tagen ein Konzept für ein entsprechendes Förderprogramm vorzulegen. 



Unterzeichnerinnen und Unterzeichner 

Dr. Susanne Achterberg, Universität Wuppertal; Dr. Andrea Adams, Universität Bielefeld; Dr. Fred Albrecht, 
Universität Potsdam; Santina Battaglia, GEW Baden-Württemberg; Dr. Anja Becker, Ludwig-Maximilians-
Universität München; Christoph Bedenbecker, Universität Innsbruck/Österreich; Dr. Anne Behrend, Leibniz-
Institut für Gemüse und Zierpflanzenbau, Erfurt; Isabel Beuter, Landeskonferenz Niedersächsischer Hoch-
schulfrauenbeauftragter (LNHF); Franka Bierwagen, Universität Potsdam; Judith Bilstein, Universität Göttin-
gen; Dr. Jürgen Blank, Technische Universität Kaiserslautern; David Bowskill, Humboldt-Universität zu Berlin; 
Marlis Bremisch, GEW Thüringen; David Brodesser, GESIS – Leibniz Institut für Sozialwissenschaften; Anna 
Sophie Bühne, Gießen; Isabel Carqueville, Universität Kassel; Sahra Damus, Europa-Universität Viadrina 
Frankfurt (Oder); Heidi Degethoff de Campos, GEW Berlin; Fredrik Dehnerdt, stellvertretender Vorsitzender 
GEW Hamburg; Alexander Egeling, Helmut-Schmidt-Universität Hamburg; Dr. Judith Enders, Institute for 
Advanced Sustainability Studies; Wiebke Esdar, Universität Bielefeld; Dr. Elisabeth Fillmann, Hochschule 
Trier; Diana Fischer, Helmut-Schmidt-Universität Hamburg; Florian Fliegner, Wissenschaftszentrum für Sozi-
alforschung Berlin; Kathleen Franz, Pädagogische Hochschule Freiburg/Universität Gießen; Michael Franz, FH 
Nordhausen; Andrea Gergen, Philipps-Universität Marburg; Katrin Glaser, Friedrich-Schiller-Universität Jena; 
Ilke Glockentöger, Universität Paderborn; Nicole Gohlke, MdB, Fraktion Die Linke im Deutschen Bundestag; 
Helge Gradert, Kiel; Alexandra Groß, Universität Bayreuth; Kim Grützmacher, Robert Koch Institut/Freie Uni-
versität Berlin; Dr. Linda Guzzetti, Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder); Bernd Hahn, Konferenz 
Sächsischer Studierendenschaften; Dr. Peter Hauck-Scholz, GEW Hessen; Dr. Oliver Henneberg, Universität 
Potsdam; Thomas Hoffmann, Fachhochschule Nordhausen; Dr. Uta Hoffmann, Humboldt-Universität zu Ber-
lin; Janine Hofmann, GEW Thüringen; Dr. Uwe Holzbecher, Technische Universität Ilmenau; Felix Ihle, Fried-
rich-Schiller-Universität Jena; Matthias Jähne, GEW Berlin; Dr. Andreas Keller, Stellvertretender Vorsitzender 
der GEW; Ingrid Keller-Russell, Universität Hamburg; Inge Kleemann, GEW Bremen; Prof. Dr. Hans-Dieter 
Klein, GEW Sachsen-Anhalt; Sabine Kiel, stellvertretende Vorsitzende der GEW Niedersachsen; Marius Klein, 
Technische Universität Chemnitz; Claudia Koepernik, Westsächsische Hochschule Zwickau; Prof. Dr. Jürgen 
Krause, Technische Universität Ilmenau; Dr. Anne Krüger, Humboldt-Universität zu Berlin; Hartmut Kunz, 
Goethe-Universität Frankfurt am Main; Dr. Christine Kurmeyer, Charité – Universitätsmedizin Berlin; Sven 
Lehmann, Universität Heidelberg; Dr. Anke Lipinsky, GESIS – Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften; Dr. 
Cornelia Mannewitz, Universität Greifswald; Dr. Heidrun Markert, Humboldt-Universität zu Berlin; Dr. Ulrich 
Meseck, Universität Bremen; Julia Maria Mönig, Universität Passau; Dr. Wolfgang Mix, GEW Berlin; Dr. Ulrich 
Nehm, Universität Paderborn; Madlen Nimz, Institut für Deutsche Sprache, Mannheim; André Olbrich, LASS 
GEW Berlin; Irene Peter, Technische Universität Ilmenau; Mona Pfeiffer, Universität München; Laura Pinnig, 
GEW Berlin; Doreen Pöschl, Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg; Anke Prochnau, Hochschule Bre-
men/Goethe-Universität Frankfurt am Main; Melanie Reichert, GEW Schleswig-Holstein; Daniele Resta, Uni-
versität Göttingen; Dr. Julia Richter, Universität Utrecht (Niederlande); Wolfgang Richter-Girard, Goethe-
Universität Frankfurt am Main; Dr. Rainer Riedel, Technische Universität Dresden; Dr. Bärbel Rompeltien, 
Hochschule Hamm-Lippstadt; Anika Rosenkranz, Junge GEW Berlin; Dr. Uta Sändig, Universität Potsdam; 
Astrid Sauermann, Leitungskollektiv der Promovierenden der Hans-Böckler-Stiftung; Tine Scheffelmeier, 
Freie Universität Berlin; Dr. Rainer Schiemann, GEW Niedersachsen; Andreas Schlossarek, Gesellschaft für 
Schwerionenforschung Darmstadt; Sebastian Schlote, GEW Berlin; Folker Schmidt, GEW Berlin; Julia Schmidt, 
Ruhr-Universität Bochum; Andrea Scholz, Vorsitzende des Personalrats der Universität Erfurt; Dr. Gudrun 
Scholz, GEW Hessen; Luise Schönemann, Universität Konstanz; Thomas Schömann, GEW Rheinland-Pfalz; 
Anna Schütz, Universität Bremen; Mandy Schulze, Humboldt-Universität zu Berlin; Petra Selent, Technische 
Universität Dortmund; Doreen Siebernik, Vorsitzende der GEW Berlin; Stefanie Sonntag, Europa-Universität 
Viadrina Frankfurt (Oder); Sonja Staack, GEW-Hauptvorstand; Torsten Steidten, GEW Sachsen; Ralf E. Streibl, 
Universität Bremen; Marlis Tepe, Vorsitzende der GEW; Anna Tschaut, Universität Kiel; Andrea Vath, GEW-
Hauptvorstand; Dr. Luzia Vorspel, Ruhr-Universität Bochum. 
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